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P r e s s e m i t t e i l u n g 
 

DKG zum Finanzergebnis der GKV 2016 
 

Unterfinanzierte Krankenhäuser – überfinanzierte 
Krankenkassen 
  
Berlin, 6. März 2017 – „Während die Kassen sich mit Beitragsgeldern 

vollsaugen, die Altersrückstellungen für ihre Mitarbeiter innerhalb von nur 

zwei Jahren um 1,2 Milliarden Euro aufstocken, werden die 

Krankenhäuser bei der Refinanzierung der Tarifabschlüsse und bei der 

Finanzierung der ambulanten Notfallleistungen in nicht länger akzeptabler 

Weise kurz gehalten“, erklärte der Präsident der Deutschen 

Krankenhausgesellschaft (DKG), Thomas Reumann, zum Jahresergebnis 

der Gesetzlichen Krankenversicherung (GKV) für das Jahr 2016. 

 

Mit gerade 2,8 Prozent liegen die Leistungsausgabenzuwächse pro 

Versicherten für die Krankenhäuser weit unter dem allgemeinen 

Ausgabenzuwachs von 3,3 Prozent und meilenweit unter dem Zuwachs 

der Verwaltungskosten bei den Krankenkassen. „Auch zeigt das krasse 

Auseinanderfallen von Ausgabenschätzung und Ist-Ausgaben 

(Fehlschätzungsquote von mehr als 30 Prozent), dass der Schätzerkreis 

politisch instrumentalisiert wird, um gegen die Leistungserbringer 

Stimmung zu machen. Es wird Zeit, dass dieser Kreis um die 

Leistungserbringer erweitert wird“, so Reumann.  

 

Angesichts der hohen Überschüsse in der GKV darf die eklatante 

Unterfinanzierung der ambulanten Notfallleistungen nicht länger ungelöst 

bleiben. Die mit der Krankenhausreform von der Politik gewollte 

Verbesserung der Vergütungen der Notfallleistungen der Krankenhäuser 

ist durch den Skandalbeschluss von GKV und Kassenärztlicher 

Bundesvereinigung (KBV) in den Selbstverwaltungsgremien an die Wand 

gefahren und mit 4,74 Euro für eine auf zwei Minuten kalkulierten und 

begrenzten Abklärungspauschale ins Gegenteil verkehrt worden. 

Angesicht der Überschüsse fordert die DKG die Koalition auf, noch für das 

laufende Jahr in einem ersten Schritt bis zur einer grundsätzlichen Reform 

der Vergütung der ambulanten Notfallleistungen diese um mindestens 
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eine halbe Milliarde Euro aufzustocken (gesetzlich verfügte Erhöhung der 

EBM-Notfallpauschalen für die Krankenhäuser). Auch bei der 

Refinanzierung der Tarifabschlüsse verweigern die Krankenkassen die 

Berücksichtigung der Mehrkosten von Neueinstufungen. Auch dies muss 

beendet werden. 

 

 
Die Deutsche Krankenhausgesellschaft (DKG) ist der Dachverband der Krankenhausträger in 

Deutschland. Sie vertritt die Interessen der 28 Mitglieder – 16 Landesverbände und 12 

Spitzenverbände – in der Bundes- und EU-Politik und nimmt ihr gesetzlich übertragene Aufgaben 

wahr. Die 1.956 Krankenhäuser versorgen jährlich 19,2 Millionen stationäre Patienten und rund 18 

Millionen ambulante Behandlungsfälle mit 1,2 Millionen Mitarbeitern. Bei 97 Milliarden Euro 

Jahresumsatz in deutschen Krankenhäusern handelt die DKG für einen maßgeblichen 

Wirtschaftsfaktor im Gesundheitswesen. 


